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rer im Ausland gehalten haben und 

die sie aufgrund der Erwartung einer 

Yuan-Aufwertung nach China transfe­

rierten. Die BIS schätzt, dass in den 

ersten neun Monaten des letzten Jah­

res rd. 23 Mrd. US$ von Sparkon­

ten chinesischer Anleger im Ausland 

nach China zurücküberwiesen wur­

den. (AWSJ, 8.3.04)

Zum Zufluss von „hot money“ nahm 

auch Guo Shuqing, Direktor der SAFE 

Stellung. Guo zufolge werde der Druck 

auf den Yuan im Verlauf des Jahres 

nachlassen, und diejenigen, die Spe­

kulationsmotive mit dem Rücktrans­

fer von Devisen nach China verbunden 

hätten, würden Verluste hinnehmen 

müssen. So rechnet Guo damit, dass 

sich die Wirtschaft in den USA und 

anderen Industrieländern erholen wer­

de und die Zinsen in den USA wieder 

steigen werden. (AWSJ, 8.3.04) Wei­

terhin weise China bereits in den ers­

ten zwei Monaten d.J. ein relativ ho­

hes Handelsbilanzdefizit auf. (ST In- 

teractive, 8.3.04)

SAFE kündigte Anfang März d.J. an, 

dass die Devisenkontrolle hinsichtlich 

des Kaufs von Devisen durch Privat­

personen, beispielsweise für chinesi­

sche Studenten, die im Ausland stu­

dieren wollen, in diesem Jahr weiter 

gelockert werden wird. Für Studenten, 

die ihr Studium und den Aufenthalt 

selbst finanzieren müssen, gilt ein Be­

trag von 20.000 US$. Wird ein höherer 

Betrag benötigt, muss dies nachgewie­

sen werden.

Für Unternehmen, die ihre Auslands­

präsenz ausbauen oder Ausstellungen 

durchführen wollen, werden ebenfalls 

Devisen in größerem Umfang bereit­

gestellt. (XNA, 6.3.04)

Anfang März d.J. kündige Guo wei­

terhin an, dass China innerhalb der 

nächsten 5-6 Jahre die Konvertibili­

tät der Währung auch für die Kapital­

verkehrsbilanz einführen werde - aller­

dings erst nachdem die Sanierung der 

Banken beendet sei. -schü-

22 Greenspan warnt vor Freiga­

be des Yuan-Wechselkurses

Im Rahmen einer Anhörung vor dem 

Bankenausschuss im US-Senat warn­

te der Vorsitzende der amerikanischen 

Notenbank Alan Greenspan vor den 

Folgen einer Freigabe des Wechselkur­

ses der chinesischen Währung. Auf­

grund der Probleme im Bankensys­

tems könnten die Einleger bei ei­

ner Freigabe des Wechselkurses und 

Aufgabe der Kapitalverkehrskontrol­

len massiv Sparguthaben abziehen 

und im Ausland anlegen. Dies könne 

zu einer Schwächung der Banken füh­

ren und auch negative Effekte für die 

Weltwirtschaft mit sich bringen. Vor 

einer Liberalisierung müsse demnach 

erst das Bankensystem saniert wer­

den, das uneinbringliche Kredite von 

bis zu 50% aufweise.

Indem Greenspan auf notwendige 

Maßnahmen wie Stärkung der Ban­

kenregulierung, Rekapitalisierung und 

Abstinenz des Staates bei Kredit­

vergabeentscheidungen hinwies, un­

terstützte er impliziet die derzeiti­

ge Politik der chinesischen Regierung. 

Notwendig seien auch, so Greenspan, 

die Ausbildung von Bankmanagers, 

neue Verhaltensanreize und die Fähig­

keit der Banken, Kreditrisiken zu be­

werten und dementsprechend Kredite 

zu vergeben. (AWSJ, 2.3.04)

Während eines Zusammentreffens zwi­

schen Vertretern des Internationalen 

Währungsfonds und Zentralbankprä­

sident Zhou Xiaochuan in Washington 

Ende März d.J. stand die Reform des 

chinesischen Finanzsektors im Vorder­

grund der Gespräche, nicht die Frage 

des Wechselkurses. Zhou zufolge wur­

de das Thema ebenfalls nicht beim 

Treffen mit US-Finanzminister Snow 

direkt diskutiert. Es ging vielmehr um 

Fragen der technischen Kooperation 

zwischen der Zentralbank und dem Fi­

nanzministerium.

Zhou nahm auch zum Kommentar von 

Greenspan Stellung, der auf die Mög­

lichkeit einer Überhitzung der chine­

sischen Wirtschaft hinwies, die durch 

den starken Zufluss von US-Dollar 

ausgelöst werden könnte. Zhou stimm­

te zu, dass hierdurch die Geldmenge 

in China steigen könnte, doch habe 

die Zentralbank bereits im Rahmen ih­

rer Geldpolitik damit begonnen, Li­

quidität aus dem Kreislauf zu nehmen. 

(BBC PF, 27.3.04)

Ein Sprecher des Finanzministers 

Snow wies in einem Interview darauf 

hin, dass dieser durchaus die Positi­

on der US-Regierung gegenüber Zhou 

vertreten habe. So sei die Sicht der 

USA, dass das internationale Handels­

system am besten auf der Basis ei­

nes freien Handels, freier Kapitalflüsse 

und flexibler Wechselkurse funktionie­

re. Angekündigte wurde auch, dass in 

Kürze ein Vertreter des US-Regierung 

als Berater nach Beijing entsandt wür­

de, der China beim Übergang zu ei­

nem flexiblen Wechselkurssystem un­

terstützen soll. (AWSJ, 26.3.04)

Trotz des vielfältigen Drucks der US- 

Wirtschaft und von Vertretern der 

Bush-Administration, den Wechsel­

kurs freizugeben und die Währung 

aufzuwerten, hat sich die Position 

der chinesischen Regierung sowie der 

Zentralbank, die keine unabhängige 

Position vertritt, nicht verändert. Der 

Außenwert des Yuan soll im We­

sentlichen stabil gehalten werden, da 

dies der wirtschaftlichen Entwicklung 

Chinas diene. (FT, 12.3.04; NZZ, 3., 

12.3.04) -schü-

Binnenwirtschaft

23 Ist die Konjunktur über­

hitzt?

Die Debatte, ob nur bestimmte Sek­

toren Überhitzungstendenzen aufwei­

sen oder ob bereits eine konjunkturel­

le Überhitzung insgesamt besteht, hat 

neue Nahrung durch die Wirtschaft­

sergebnisse der ersten Monate d.J. 

erhalten. So nahm die Industriepro­

duktion im Januar und Februar um 

16,6% im Vergleich zur Vorjahrespe­

riode zu. Im Februar erhöhte sich die 

industrielle Wertschöpfung sogar um 

23,2% gegenüber dem Vorjahresmo­

nat. Die Telekommunikationsindustrie 

und die metallurgische Industrie wa­

ren die treibenden Kräfte für diese 

weiterhin hohe Wachstumsrate in den 

ersten zwei Monaten d.J., sie trugen 

mit 13,1% und 12,3% zum gesamten 

industriellen Wachstum bei. Obwohl 

der Zuwachs bei den Ausfuhren von 

Industrieprodukten leicht zurückging, 

verzeichneten die Exporte in den Mo­

naten Januar und Februar d.J. doch 

noch eine Zunahme von 26,3%. (XNA, 

10.3.04) Allerdings stiegen die Impor­

te weitaus schneller, sodass sich ein 

Außenhandelsdefizit von rd. 8 Mrd. 

US$ ergeben hat. (FT, 2.4.04)

Nach Einschätzung von Experten 

hat sich das Wachstumsmuster noch 
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nicht verändert. Das deutlich höhe­

re Wachstum der Industrieprodukti­

on im schwerindustriellen Sektor von 

19% (in den ersten zwei Monaten) 

gegenüber dem geringeren Wachstum 

der Leichtindustrie von 13,8% weise 

auf die enorme Ausweitung der In­

vestitionen in der Schwerindustrie hin. 

(AWSJ, 11.3.04)

Obwohl die Regierung versucht, das 

Tempo der Investitionsausweitung zu 

beschränken, können für die ersten 

zwei Monaten d.J. noch keine wesent­

lichen Erfolge vermeldet werden. So 

nahm die Wachstumsrate der Anlage­

investitionen um 53% gegenüber der 

Vorjahresperiode zu. Staatseigene Un­

ternehmen investierten sogar um 55% 

mehr. (AWSJ, 17.3.04)

Die Verbraucherpreise stiegen im Fe­

bruar d.J. um 2,1% gegenüber dem 

Vorjahresmonat. Im Januar hatten die 

Preise um 3,3% zugenommen. (AWSJ, 

15.3.04)

Die Frage, ob die Wirtschaft über­

hitzt ist, beantworteten die bekannten 

chinesischen Ökonomen Xiao Zhuoji 

und Lin Yifu in einem Interview mit 

der Nachrichtenagentur Xinhua auf 

sehr unterschiedliche Weise. So wies 

Xiao darauf hin, dass die mit dem 

BIP-Wachstum verbundenen Indika­

toren wie Inflation. Arbeitslosenquo­

te und Zahlungsbilanz nicht die Inter­

pretation einer überhitzten Wirtschaft 

erlaubten. Die Inflation sei niedrig 

und die Zahlungsbilanzsituation aus­

gezeichnet. Die Arbeitslosigkeit sei ein 

langfristiges Problem, doch seien die 

Vorgaben für die Schaffung neuer Ar­

beitsplätze und Wiederbeschäftigung 

im letzten Jahr erreicht worden.

Lin Yifu argumentierte dagegen, dass 

hinter guten gesamtwirtschaftlichen 

Indikatoren auch Probleme versteckt 

sein könnten. Das Wachstum sei im 

letzten Jahr vor allem durch hohe In­

vestitionen in einigen Branchen und 

Sektoren ausgelöst worden, insbeson­

dere durch den Immobiliensektor so­

wie die Kfz-Industrie und Baustoffin­

dustrie. Ein Großteil dieser Investitio­

nen sei durch Bankkredite finanziert 

worden. Problematisch sei, dass die 

Investitionen in diese Produktionsbe­

reiche bei nachlassender Nachfrage zu 

Lagerbeständen führten und dass die 

Kredite an die entsprechenden Indust­

rien dann uneinbringlich würden.

Welche wirtschaftspolitischen Maß­

nahmen erforderlich sind, diese Frage 

beantworten beide Ökonomen eben­

falls sehr unterschiedlich. Xiao schlug 

beispielsweise vor, bestimmte Maß­

nahmen für bestimmte Sektoren auf 

einer „Fall-zu-Fall“-Basis durchzufüh­

ren. Er fordert, das Steuersystem an­

zupassen, jedoch die Steuern nicht we­

sentlich zu erhöhen. Die aktive Fiskal­

politik der Regierung und die Emis­

sion von Staatsanleihen und Investi­

tionen des Staates sollten schrittweise 

reduziert werden. Dagegen müsse die 

Politik gegenüber dem Kapitalmarkt 

verbessert werden, damit dieser eine 

stärkere Rolle bei der Finanzierung 

der Unternehmen spielen könne. Wei­

terhin sollte die Inlandsnachfrage ge­

stärkt und Maßnahmen durchgesetzt 

werden, um den privaten Verbrauch 

zu beleben. Darüber hinaus müsse der 

Marktzugang für Unternehmen ver­

bessert und die Entwicklung des pri­

vaten Sektors gestärkt werden.

Lin Yifu wies darauf hin, dass ad­

ministrative Mittel zur Steuerung der 

Wirtschaft wenig wirkungsvoll blie­

ben. Dagegen würde von der Be­

schränkung des Wachstums auf 7%, 

wie dies bereits von der Regierung 

Ende des letzten Jahres beschlossen 

worden sei, eine wichtige Signalfunk­

tion ausgehen. Bestimmte Sektoren 

und Branchen würden dadurch daran 

erinnert, ihre Investitionen zu reduzie­

ren. Als aktuelle wirtschaftspolitische 

Maßnahmen schlug Lin vor, sowohl fi- 

nanz- als auch geldpolitische Instru­

mente und industriepolitische Richtli­

nien einzusetzen. (BBC PF, 5.3.04)

Während einer Pressekonferenz im 

Rahmen der NVK-Tagung ging Ma 

Kai, Minister der Staatlichen Entwick­

lungsplanungskommission (State De­

velopment and Reform Commission), 

ebenfalls auf die Frage ein, ob die 

Wirtschaft überhitzt ist.

Ma Kai zufolge ist die derzeitige 

wirtschaftliche Situation komplizier­

ter und lasse sich nicht vereinfachend 

mit den Begriffen „überhitzt“ oder 

„nicht überhitzt“ kennzeichnen. Ins­

gesamt habe sich die Wirtschaft im 

letzten Jahr gut entwickelt, doch sei 

im Verlauf des hohen Wirtschafts­

wachstums das Problem „blinder In­

vestitionen“ und von vielen ähnlichen 

Projekten mit niedrigen Standards 

in bestimmten Branchen und Regio­

nen aufgetreten. Als Beispiel nannte 

Ma die enormen Investitionen in der 

Eisen- und Stahlindustrie (+96,6%), 

in der Aluminiumindustrie (+92,9%) 

und Zementindustrie (+121, 9%). Ob­

wohl derzeit eine hohe Nachfrage nach 

diesen Produkten bestehe, gäbe es die 

Gefahr von Überkapazitäten. In der 

Stahlindustrie habe der Output im 

letzten Jahr bei 240 Mio. t gelegen, 

weitere 37 Mio. t wären importiert 

worden. Gleichzeitig seien jedoch 60% 

der im letzten Jahr zusätzlich herge­

stellten Produkte im Stahlsektor über­

schüssig. Von den 81 neu errichteten 

Hochöfen für die Produktion von Ei­

senerz wiesen nur 6 Hochöfen eine ver­

nünftige Größe aus.

Weiterhin stellte Ma Kai Probleme he­

raus, die mit dem extensiven Wachs­

tum verbunden sind. Während Chi­

na erst 4% zum globalen Wachstum 

beitrage, verbrauche das Land dage­

gen 7,4%o der Erdölressourcen, 31% 

der Kohleressourcen, 27% der Eisen- 

und Stahlprodukte, 25% des Alumini­

umoxids und 40% des Zements. Seit 

dem letzten Jahr gebe es Knappheiten 

bei Kohle, Elektrizität, Erdöl und im 

Transportsektor. Vor diesem Hinter­

grund müsse eine angemessene Wachs­

tumsrate angestrebt werden, die das 

Wachstum mit den Energie- und Roh­

stoffressourcen und den Transportka­

pazitäten in Übereinstimmung bringe. 

(BBC EF, 8.3.04) -schü-

24 NVK-”Tagung: Regierung

will Überhitzungstendenzen 

aufhalten

Auf der NVK-Tagung Anfang März 

kündigte Ministerpräsident Wen Jia- 

bao in seinem Regierungsbericht an, 

dass für das laufende Jahr 2004 ein 

Wachstum von 7% angestrebt wird. 

Gegenüber dem Jahr 2003 wird damit 

von einer um 2,1% niedrigeren Wachs­

tumsrate ausgegangen. (XNA, 5.3.04) 

Um die Überhitzungstendenzen, die 

insbesondere in bestimmten Sektoren 

und Regionen vorhanden sind, zu be­

kämpfen, setzt die Regierung ein Pa­

ket verschiedenster Maßnahmen ein. 

Hierdurch sollen vor allem die von 

Wen Jiabao genannten „blinden In­

vestitionen“ und solche Projekte ver­

hindert werden, die zu Überkapazi­

täten führen. Im Februar hatte der 

Staatsrat in diesem Zusammenhang 
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eine nationale Konferenz abgehalten, 

in der Überinvestitionen in der Stahl-, 

Aluminium und Zementindustrie im 

Vordergrund standen. (XNA, 5.3.04) 

Auf einer Pressekonferenz zum Ab­

schluss der NVK-Tagung hob Wen 

Jiabao nochmals die aktuellen wirt­

schaftlichen Probleme des Landes her­

vor. Hierzu zählte Wen zu hohe In­

vestitionen, Knappheiten in den Berei­

chen Energie, Transport und Rohstof­

fe, ein Rückgang der Getreideproduk­

tion und zunehmender Preisanstieg. In 

dieser Situation sei die makroökono­

mische Kontrolle Wen Jiabao zufolge 

besonders schwierig. (AWSJ, 15.3.04)

Zu den fiskalpolitischen Maßnahmen 

zählt, dass das staatliche Ausgaben­

programm gekürzt wird, mit dessen 

Hilfe in den letzten Jahren ein ho­

hes Wachstum aufrechterhalten wer­

den konnte. Für dieses Jahr ist des­

halb eine Emission von Staatsanleihen 

für den Ausbau der Infrastruktur in 

Höhe von 110 Mrd. Yuan vorgesehen, 

das sind 30 Mrd. Yuan weniger als 

im Vorjahr. Wen wies in seinem Re­

gierungsbericht darauf hin, dass zwar 

das Volumen der Anleihen auch in 

den Folgejahren weiter gesenkt wer­

de, doch dass gleichzeitig die Ausga­

ben für den Ausbau der Infrastruktur 

im Staatshaushalt erhöht würden. In 

diesem Jahr sollen diese Ausgaben für 

Infrastruktur im Staatshaushalt um 5 

Mrd. Yuan angehoben werden.

Mittel aus dem Verkauf der Staats­

anleihen sollen in diesem Jahr in die 

Entwicklung der ländlichen Regionen, 

in soziale Projekte, in die Regionen 

Westchina und Nordostchina, in den 

Umweltschutz und in laufende durch 

Anleihen finanzierte Projekte geleitet 

werden. (XNA, 5.3.04)

Zu den geldpolitischen Maßnahmen 

gehört eine Palette verschiedenster In­

strumente, um das Wachstum der 

Bankkredite zu bremsen. Bankkredite 

finanzierten im letzten Jahr die An­

lageinvestitionen zu einem Anteil von 

50-60%. Die monatliche Wachstums­

rate der Bankkredite hatte seit Mit­

te des Jahres 2002 kontinuierlich zu­

genommen und im August 2003 mit 

einem Anstieg um 24% ihren Höhe­

punkt erreicht. Im September 2003 

wurde die Mindestreserve für die Ban­

ken von 6% auf 7% erhöht. Als Fol­

ge dieser Maßnahme soll das Wachs­

tum der Bankkredite im vierten Quar­

tal zurückgegangen sein. Das Volu­

men der Bankkredite lag im vierten 

Quartal nur noch bei monatlich 97,9 

Mrd. Yuan, im dritten Quartal hatte 

das monatliche Volumen noch bei 230 

Mrd. Yuan gelegen. (XNA, 5.3.04)

Im März d.J. kündigte die Zentral­

bank an, dass sie eine erneute Erhö­

hung der Mindestreserve auf 7,5% be­

schlossen hat. Allerdings soll diese nur 

für Banken gelten, die eine niedrige 

Eigenkapitalquote besitzen. Weiterhin 

wird der Rediskontsatz für kurzfristi­

ge Forderungen um 0,27% auf 3,24% 

erhöht. Diesen Zins zahlen Geschäfts­

banken an die Zentralbank bei der 

Einlösung von Wechseln vor Ablauf 

der Fälligkeit. (AWSJ, 24.3.04)

Für das Jahr 2004 setzte die Zentral­

bank die Wachstumsrate des Kredit­

volumens auf 16% fest, deutlich nied­

riger als für das Jahr 2003 von insge­

samt 21%.

Als erste der vier großen staatseigenen 

Banken hat die Industrial and Com- 

mercial Bank of China (ICBC) die Be­

schränkung von Krediten an Produ­

zenten im Stahl-, Aluminium- und Ze­

mentsektor angekündigt.

Die Bankaufsichtsbehörde (China 

Banking Regulatory Commission, 

CBRC) legte im Februar fest, dass 

der Anteil der Kredite für Immobili­

enprojekte im Portfolio der Banken 

weniger als 30% betragen soll.

Ob die geldpolitischen Maßnahmen 

die gewünschte Wirkung entfalten, 

wird von verschiedenen Experten be­

zweifelt. Andererseits könnte der psy­

chologische Effekt durchaus von Be­

deutung sein und hinreichend signali­

sieren, dass die Zentralbank die Kredi­

te verknappen will. Gleichzeitig wird 

mit Blick auf die relativ geringen Ver­

änderungsraten deutlich, dass die Re­

gierung einen Balanceakt unternimmt, 

um die wirtschaftliche Dynamik nicht 

zu stark abzubremsen. Dies zeigt sich 

auch darin, dass Kredit- und Einlage­

zinsen nicht verändert wurden. Diese 

Sätze wurden seit Februar 2002 nicht 

mehr verändert. Für Kredite mit ei­

ner Laufzeit von einem Jahr liegt der 

Zinssatz bei 5,31%, für Einlagen mit 

derselben Laufzeit bei 1,98%. (AWSJ, 

24.3.04)

Wen Jiabao kündigte in seinem Regie­

rungsbericht weitere Maßnahmen an, 

die zur Optimierung der Investitions­

struktur beitragen sollen. Hierzu zäh­

len:

• Verbesserte industriepolitische 

Maßnahmen und Planungspro­

zesse sollen die richtigen Anreize 

für private Investitionsaktivitä­

ten setzen.

• Die Regierung werde die Stan­

dards für den Marktzutritt über­

arbeiten und ihre Anwendung 

überwachen. Noch nicht begon­

nene Projekte, die nicht den ge­

setzten Standards für Umwelt­

schutz, Sicherheit, Energiever­

brauch, Technologieniveau oder 

Qualität entsprechen, würden 

blockiert. Bereits laufende Pro­

jekte, die in diesen Bereichen 

Probleme aufweisen, müssten in­

nerhalb eines gesetzten Zeit­

raums angepasst werden.

• Verbesserung des Landnut­

zungsmanagements in Überein­

stimmung mit den gesetzlichen 

Bestimmungen. Es würden keine 

Landnutzungsrechte für Projek­

te vergeben, die die industrie­

politischen Anforderungen und 

Standards für die Zulassung zum 

Markt nicht erfüllen.

• Verschärfung der Kontrolle über 

Kredittransaktionen. Finanzin­

stitute dürfen keine Kredite 

für neue Projekte, Umbau oder 

Ausbau von Projekten vergeben, 

die den gesetzten Anforderun­

gen nicht entsprechen.

• Die Regierung wird gegen nicht 

genehmigte Steuervergünstigun­

gen vor gehen.

Der Ministerpräsident wies in sei­

ner Rede weiterhin darauf hin, dass 

der IT-Sektor die Basis für die Ent­

wicklung der Wirtschaft und Gesell­

schaft werden müsse und eine Verbes­

serung der Industriestrukturen erfor­

derlich sei. (XNA, 5.3.04)

Dass die Regierung das Wachstum auf 

7% beschränken will, wurde vielfach 

als Kehrtwende hin zu einem „wis­

senschaftlichen Konzept der Entwick­

lung“ interpretiert. Yao Yingyuan, 

Chefökonom des Nationalen Statistik­

amtes, geht davon aus, dass die Regie­

rung nicht mehr länger nur auf ein ho­

hes Wirtschaftswachstum setzt, son­
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dern eine koordinierte und nachhal­

tige Entwicklung der ländlichen und 

städtischen Gebiete, verschiedener Re­

gionen, von Wirtschaft und Gesell­

schaft, von Mensch und Natur sowie 

von inländischer Entwicklung und au­

ßenwirtschaftlicher Öffnung verfolge. 

Mit der Wachstumsrate von 7% sen­

de die Zentralregierung auch ein Zei­

chen an die lokalen Funktionäre aus, 

auf Qualität und Effizienz des Wirt­

schaftswachstums zu setzen. Die re­

lativ niedrige Wachstumsrate nehme 

den Druck von den Lokalregierungen, 

sich nur auf ein schnelles Entwick­

lungstempo konzentrieren zu müssen. 

(BBC EF, 8.3.04) -schü-

25 NVK-Tagung: Ausgegliche­

ne Regionalentwicklung als 

Ziel

Auf der NVK-Tagung im März d.J. 

fasste Ma Kai, Minister der Staat­

lichen Entwicklungsplanungskommis­

sion, die wirtschaftlichen Ergebnisse 

des Jahres 2003 zusammen und stell­

te die Eckdaten der wirtschaftlichen 

und sozialen Entwicklung für das Jahr 

2004 vor. Im Rahmen der Richtlinie ei­

ner „umfassenden, ausgeglichenen und 

nachhaltigen Entwicklung“ wird dem 

Ausgleich der Wirtschaftsentwicklung 

zwischen verschiedenen Regionen eine 

wichtige Bedeutung zugewiesen. Not­

wendig sei in diesem Zusammenhang, 

so Ma Kai, eine Gesamtplanung für 

die Regionalentwicklung.

Ziel ist nach Ma Kai ein Ausgleich 

zwischen der Entwicklung der Regio­

nalwirtschaften, sodass die Regionen 

Ostchina, Zentralchina und Westchi­

na sich gegenseitig ergänzen und in 

der Entwicklung unterstützen könn­

ten. Ma kündigte an, dass die Maß­

nahmen zur Entwicklung der Region 

Westchina verbessert würden. Im Ein­

zelnen nannte er:

® Besondere Anstrengungen zur 

Realisierung der Großprojekte, 

die einen starken Einfluss auf die 

langfristige Entwicklung der Re­

gion haben, sowie zur Realisie­

rung der kleinen und mittleren 

Projekte mit direkten Auswir­

kungen für die Bevölkerung.

• Bereitstellung von mehr Finanz­

mitteln zur Verbesserung des 

Straßennetzes, das Kreisstädte 

und Dörfer verbindet, und Lö­

sung des Trinkwasserproblems 

für Menschen und Tiere.

• Ausweitung der Infrastruktur­

projekte: Projektbeginn des Jiu- 

dianxia-Wasserkraftwerkes (im 

Tao-Flussbecken in der Pro­

vinz Gansu) und anderer Schlüs­

selprojekte. Beschleunigung des 

Baus von Flughäfen auf Zubrin­

gerstrecken in Westchina.

® Die Umwandlung von Kultur­

land in Wälder wird fortgesetzt; 

Bauern und Viehzüchter, deren 

Land bei der Umwandlung in 

Anspruch genommen wurde, sol­

len unterstützt werden.

• Entwicklung von speziellen Pro­

duktionszweigen, die wettbe­

werbsfähig sind.

• Erhöhung der Anzahl qualifizier­

ter Arbeitskräfte in der Westre­

gion.

• Verbesserung der Gesetze und 

Bestimmungen für die Region.

Hinsichtlich des neuen Regional­

schwerpunktes, nämlich der Belebung 

Nordostchinas und anderer alter In­

dustriestandorte, kündigte Ma folgen­

de Maßnahmen an:

• Förderung der strategischen 

Umgruppierung von Unterneh­

men in einigen Schlüsselindust­

rien wie Eisen und Stahl, Kfz-In- 

dustrie, Petrochemie und Aus­

rüstungsindustrie.

® Implementation der wirtschafts­

politischen Unterstützungsmaß­

nahmen für die Restrukturie­

rung und Transformation der al­

ten Industriestandorte in den 

Bereichen Fiskalpolitik, soziale 

Sicherung und Finanzdienstleis­

tungen.

® Unterstützung von Städten, die 

ihre Wirtschaftskraft haupt­

sächlich auf der Erschließung 

von natürlichen Ressourcen ba­

siert haben.

Die Zentralregion soll nach Ma Kai bei 

der Erschließung ihrer Vorteile hin­

sichtlich der geographischen Lage, der

Ressourcen, des ausgebildeten Perso­

nals und der Bildung unterstützt wer­

den. Konkrete Angaben machte er je­

doch dazu nicht. Die Ostregion soll die 

Chancen zur Verbesserung ihrer In­

dustrien und Technologien nutzen und 

international wettbewerbsfähiger wer­

den. (BBC PF, 17.3.04)

Im März veröffentlichte der Staatsrat 

ein Papier, in dem nochmals ausführ­

lich auf die Notwendigkeit eingegan­

gen wurde, mit der Förderung West­

chinas fortzufahren. In diesem Papier 

wird erneut auf die großen Proble­

me wie die rückständige Infrastruk­

tur eingegangen, die die Entwicklung 

der Region beschränkt. Trotz gewis­

ser Verbesserungen gebe es noch kei­

ne Trendwende bei den ökologischen 

Problemen, es bestehe große Wasser­

knappheit, die sozialen Bereiche Bil­

dung und öffentliche Gesundheit seien 

unzureichend entwickelt und es fehle 

an qualifiziertem Personal, das in an­

dere Regionen abwandere.

Im Abschnitt 8 des Papieres des 

Staatsrats wird auf die Frage der 

Finanzierung der Entwicklung West­

chinas näher eingegangen. Im Einzel­

nen heißt es dazu:

• Die Schaffung stabiler langfristi­

ger Finanzierungskanäle ist eine 

wichtige Garantie für die weitere 

Entwicklung der Region.

• Der Umfang der staatlichen In­

vestitionen für Westchina, finan­

ziert durch langfristige Anleihen 

für Bauprojekte, muss beibehal­

ten werden.

• Finanzierung durch private oder 

ausländische Investitionen soll 

unterstützt werden.

® Anhebung der Transferzahlun­

gen aus dem Staatshaushalt an 

die Westregion.

• Finanzinstitute erhalten Anrei­

ze, Projekte in Westchina zu fi­

nanzieren.

• Der Aufbau ländlicher Finanzin­

stitute und die Reform des länd­

lichen Kreditgenossenschaftssys­

tems in Westchina sollen be­

schleunigt werden.

» Unternehmen in Westchina, die 

die Kriterien für die Emission



CHINA aktuell - 253 - März 2004

von Aktien und Unternehmens­

anleihen aufweisen, sollen bevor­

zugt Anleihen oder Aktien emit­

tieren dürfen.

• Ausländischen und inländischen 

Investoren soll es erlaubt sein, 

Portfolio-Investitionen in Unter­

nehmen durchzuführen.

• Die Anteile Westchinas an den 

Krediten internationaler Orga­

nisationen und im Rahmen von 

Regierungskrediten sollen er­

höht werden. (BBC PF, 22.3.04)

Internationale Kredite für die West­

china-Entwicklung werden von ver­

schiedenen Organisationen vergeben, 

darunter auch die Asian Development 

Bank (ADB). Ende März wurde be­

kannt, dass die ADB ein Kredit Vo­

lumen von 3 Mrd. US$ für die För­

derung Westchinas vorgesehen hat. 

Dies sind 80% aller Kredite an Chi­

na in den Jahren 2005 und 2006. 

Die 3 Mrd. US$ sollen für den Bau 

von Infrastrukturprojekten, insbeson­

dere für Transport, Energie, Land­

wirtschaft und Umweltschutz, einge­

setzt werden. (XNA, 31.3.04)

Im Zusammenhang mit der Westchi­

na-Entwicklungsstrategie ist auch von 

Bedeutung, dass derzeit ein Gesetz in 

Vorbereitung ist, mit dem die Förde­

rung der Entwicklung Westchinas auf 

eine rechtliche Grundlage gestellt wer­

den soll. Der stellvertretende Minis­

ter der Staatlichen Entwicklungspla­

nungskommission Li Zishan kündigte 

an, dass innerhalb dieses Jahres ein 

erster Entwurf vorgelegt werden soll. 

(XNA, 8.3.04) -schü-

26 Unternehmer begrüßen 

Schutz des privaten Eigen­

tums durch die Verfassung

Die diesjährige NVK-Tagung be­

schloss u.a. auch einen Verfassungs­

zusatz, mit dem privates Eigentum 

geschützt werden soll. (Vgl. auch 

das Thema „Auf dem Weg zur kon­

stitutionellen Einparteienherrschaft? 

Die Verfassungsänderungen vom März 

2004“ in diesem Heft.) Die entspre­

chenden Verfassungsartikel 11 (Ab­

schnitt 2) und 13 sind dement­

sprechend neu gestaltet. Während 

sich die Verfassung zuvor nur auf 

den Schutz der Rechte und Inte­

ressen der Individualwirtschaft all­

gemein beschränkte, heißt es nun­

mehr („Major amendments to the Con­

stitution“, http://www.china.org.cn/ 

english/features/90056.htm, 3.4.04)

• (Artikel 11): Schutz der „... 

interests of the private sector 

of the economy, including indi­

vidual and private businesses. 

The state encourages, supports 

and guides the development of 

the private sector, and exer- 

cises supervision and adminis- 

tration over the sector according 

to law.“

• Im Artikel 13 wird außerdem 

festgehalten, dass das legal er­

worbene Eigentum nicht be­

schnitten werden darf und dass 

der Staat das Recht auf priva­

tes Eigentum und das Recht auf 

Vererbung des privaten Eigen­

tums schützt: „The lawful pri­

vate property of citizens shall 

not be encroached upon. The 

state protects by law the right of 

citizens to own private property 

and the right to inherit private 

property.“

Dem Verfassungszusatz wird eine 

wichtige Funktion bei der Verbesse­

rung der Rahmenbedingungen für die 

Entwicklung der privaten Unterneh­

men eingeräumt. In den offiziellen 

chinesischen Medien wurden Beispie­

le der Reaktion privater Unternehmer 

auf diesen Verfassungszusatz vorge­

stellt.

Liu Yonghao, Mitglied des nationa­

len Komitees der Politischen Konsul­

tativkonferenz und Vorsitzender der 

Sichuan New Hope Group, begrüßte 

diese Entscheidung. Für Liu, der zu 

den reichsten Unternehmern Chinas 

zählt, ist dieser Verfassungszusatz ein 

wichtiger Schritt auf dem Weg zur 

Marktwirtschaft. Die privaten Unter­

nehmer hätten nun mehr Vertrauen 

und Anreize, Vermögen aufzubauen. 

Früher hätten die privaten Unterneh­

mer Angst gehabt, dass ab einer be­

stimmten Unternehmensgröße ihr Ver­

mögen nicht mehr geschützt ist. Des­

halb hätten in der Vergangenheit so 

viele Privatunternehmer einen „roten 

Hut getragen“, d.h. den Status ei­

nes nicht privaten Unternehmens an­

genommen. Mit der Klärung der Poli­

tik der Regierung gegenüber der nicht­

öffentlichen Wirtschaft werde von pri­

vatem Kapital starke Investitionsim­

pulse ausgehen. Ähnlich argumentier­

ten andere private Unternehmer, die 

alle den Aspekt der verbesserten Si­

cherheit von Investitionsentscheidun­

gen betonten. (BBC PF, 10.3.04)

Nach Einschätzung von Zong Qing- 

hou, Präsident der Wahaha Group 

und NVK-Delegierter der Provinz 

Zhejiang, werden von der Verfassungs­

ergänzung nicht nur die privaten Un­

ternehmer profitieren, sondern alle 

Teile der Bevölkerung. Zong erwar­

tet, dass durch den Verfassungszu­

satz mehr Anreize für die Bildung 

von Vermögen geschaffen und zu­

künftig die Mittelklasse an Bedeu­

tung gewinnen wird. Weiterhin werde 

sich diese Entscheidung positiv auf 

das Problem der Kapitalflucht aus­

wirken. (http://www.china.org.cn/ 

english/2004/Mar/89866.htm, 3.4.04)

Bao Yujun, Präsident der China Pri­

vate Economy Association, kritisierte 

die vielfach verbreitete Sicht, dass der 

Schutz des privaten Eigentums nur ein 

Schutz von Reichen sei. Vielmehr sei 

dieser ein Schutz aller Bürger, die Ver­

mögen aufbauen und darüber frei ver­

fügen wollten.

Gao Zongze, Präsident der All-China 

Lawyers Association, weist auf die be­

sondere Bedeutung des Begriffs „legal 

erworbenes Eigentum“ hin. So gebe es 

beispielsweise Fälle, in denen priva­

te Unternehmer in ehrlicher und le­

galer Weise Eigentum erworben ha­

ben, dass dann jedoch durch korrupte 

Funktionäre lokaler Regierungen be­

ansprucht worden sei. Song Xuantao, 

KPCh-Sekretär der Stadt Zhumadian, 

Provinz Henan, wies auf das Problem 

der Durchsetzung des Schutzes priva­

ten Eigentums durch das Gesetz hin. 

Wichtig sei es, dass entsprechende Er­

gänzungen in anderen Gesetzen ge­

macht würden, insbesondere im Zivil­

recht und im Sachenrecht. (BBC PF, 

10.3.04)

Auch He Weifang, Professor an der 

Beijing University, Law School, geht 

beispielsweise davon aus, dass der Ver­

fassungszusatz keinen direkten Ein­

fluss auf die Entscheidungen der Ge­

richte haben wird. So würden die 

Gerichte normalerweise nicht Geset­

ze und Regierungsbestimmungen auf 

http://www.china.org.cn/
http://www.china.org.cn/
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die Übereinstimmung mit der Ver­

fassung überprüfen. Die Verfassungs­

ergänzung sei relativ vage und wer­

de nicht viel Bedeutung haben, wenn 

nicht gleichzeitig andere Gesetze ent­

sprechend überarbeitet würden. Der 

Verfassungszusatz spiele derzeit eher 

eine symbolische denn eine rechtliche 

Rolle. (IHT, 15.3.04)

Auf die fehlende Durchsetzung der 

Verfassungsänderung weist auch ein 

Beitrag in der folternational Herald 

Tribüne vom 5.3.04 hin. So mangele es 

in China an einem Verfassungsgericht, 

das in Streitfällen angerufen werden 

könne. Problematisch sei weiterhin, 

dass lokale Regierungen aufgrund ei­

nes gesetzlichen Definitionsvakuums 

des Begriffs „legal erworbenes Eigen­

tum“ willkürlich Eigentum als ,ff legal 

erworben“ definieren und dann ent­

schädigungslos konfiszieren könnten.

Für ausländische Investoren hat der 

Verfassungszusatz keine konkrete Be­

deutung. Für sie sind zwischenstaat­

lich vereinbarte Investitionsschutzab­

kommen der rechtliche Rahmen, der 

ihnen die Sicherheit vor staatlichem 

Zugriff bietet. (FAZ, 19.3.04) -schü-

SVR Hongkong

27 Beijing plant Interpretation 

des em Basic Law

Vor dem Hintergrund der hitzigen De­

batte um eine beschleunigte Demokra­

tisierung in der Sonderverwaltungsre­

gion kündigte die Beijinger Zentralre­

gierung am 26. März eine Auslegung 

des Hongkonger Grundgesetzes durch 

den Ständigen Ausschuss des Nationa­

len Volkskongresses (NVK) an. Die­

se ziele darauf ab, die „Verwirrungen 

und Differenzen“ über Wahlrechtsre­

formen in der Sonderverwaltungsregi­

on zu beenden, so Xinhua. Die Be­

ratungen über die Interpretation ent­

sprechender Passagen sollen Anfang 

April stattfinden.

Dieser Entscheidung waren wochen­

lange verbale Attacken seitens Bei­

jinger Medien auf prodemokratische 

Hongkonger Kräfte, die sich für all­

gemeine Direktwahlen des Regierungs­

chefs und aller Abgeordneten der

Legislativversammlung ab 2007 ein­

setzen, vorausgegangen (vgl. C.a., 

2004/2, Ü 28). Das Hongkonger 

Grundgesetz, Basic Law, sieht diese 

Möglichkeit vor, ohne jedoch einen 

konkreten Zeitplan zu nennen. Fest­

gelegt ist lediglich, dass die entspre­

chenden Wahlgesetze geändert werden 

müssen, wofür es einer Zweidrittel­

mehrheit der Abgeordneten der Legis­

lativversammlung sowie der Zustim­

mung des Hongkonger Regierungs­

chefs bedarf. Über die Rolle der Zent­

ralregierung heißt es im Basic Law in 

diesem Zusammenhang nur, dass die 

Gesetzesänderungen dem „Ständigen 

Ausschuss des NVK für das Protokoll 

berichtet werden sollen“.

Seitens der prodemokratischen Oppo­

sition und Bürgerrechtler Hongkongs 

hat die jüngste Entscheidung Beijings 

scharfe Kritik und Proteste hervorge­

rufen. Eine Auslegung des Hongkon­

ger Grundgesetzes durch den NVK un­

terminiere die einst von der Zentralre­

gierung versprochene Autonomie der 

Stadt und sei ein schwerer Angriff auf 

das Prinzip „Ein Land, zwei Systeme“. 

Beijing-nahe Kräfte verteidigen den 

Beschluss der parteistaatlichen Füh­

rung jedoch mit dem Verweis darauf, 

dass das Basic Law dem Ständigen 

Ausschuss des NVK das Recht auf 

Auslegung und Änderung des Grund­

gesetzes gewährt.

Viele Kommentatoren sehen in dem 

neuesten Vorstoß der Zentralregierung 

verzweifelte Versuche, die wachsenden 

Forderungen nach Demokratie in der 

Sonderverwaltungsregion zu stoppen. 

Beijing werde zunehmend nervös, ins­

besondere im Hinblick auf den näher 

rückenden 15. Jahrestag der Nieder­

schlagung der Protestbewegung von 

1989 sowie den baldigen Jahrestag der 

Hongkonger Massenproteste vom 1. 

Juli 2003 gegen die von der Tung-Ad­

ministration geplanten Sicherheitsge­

setze.

Noch ist unklar wie die Interpre­

tation des Ständigen Ausschusses 

des NVK genau aussehen ward. Die 

Zentralregierung signalisierte unter­

dessen jedoch, dass sie keine ra­

dikale Neuauslegung anstrebe. Shiu 

Sin-por, Direktor des Beijing-nahen 

„Ein Land, zwei Systems-Forschungs­

instituts, zeigt sich überzeugt, dass 

die Auslegung letztendlich dazu füh­

ren werde, einige der bestehenden 

rechtlichen Probleme zu klären, so­

dass die Diskussion über politische 

Reformen „auf eine ordentliche Art 

und Weise“ fortgesetzt werden kön­

ne. Als beschwichtigende Geste gegen­

über den Demokraten werten Beob­

achter zudem, dass sich ein Vertreter 

der Zentralregierung Ende des Monats 

mit drei prodemokratischen Abge­

ordneten der Legislativversammlung 

traf, um mit ihnen über ihre Beden­

ken zu diskutieren. (XNA, 26., 27.3., 

3.4.04; SCMP, 27.3.04, nach BBC PF, 

28.3.04; The Standard, 29.3.04; RTHK 

Radio, 30.3.04, nach BBC PF, 31.3.04; 

ST, 29.3., 1.4.04; FT, 2.4.04; WSJ,

31.3., 3.4.04;) -bk-

28 Konferenz zu Selbstmorden 

bei älteren Chinesen

Vom 24. bis zum 26. März richteten 

der Hong Kong Council of Social Ser­

vice zusammen mit der Psychogeriat- 

ric Association und dem Wohlfahrts­

ministerium die Asia-Pacific Region­

al Conference on Prevention of Eld- 

erly Suicide in der Stadt aus. Da­

bei handelt es sich um eines der we­

sentlichen gemeinsamen Projekte der 

genannten Organisationen, das ange­

sichts einer im Vergleich zu anderen 

Städten in der Welt relativ hohen 

Selbstmordrate bei älteren Menschen 

besondere Beachtung findet. Es sollte 

Wissenschaftler, Mediziner und Poli­

tiker nicht nur aus dem Verwaltungs-, 

medizinischen und Wohlfahrtsbereich 

in Hongkong selbst, sondern auch aus 

verschiedenen Ländern der Region zu­

sammenbringen (www.aarp.org/ Artic 

les/a2003-12-03-cp-mar04_04.html).

In seiner Begrüßungsrede wies der 

Minister für Gesundheit, öffentliche 

Wohlfahrt und Ernährung Dr. Yeoh 

Eng-kiong darauf hin, dass die Selbst­

mordrate bei Älteren in Hongkong 

schon immer höher war als bei ande­

ren Altersgruppen. In den 90er Jahren 

lag sie bei den älteren Chinesen bei 

30 pro 100.000 Bürger, verglichen mit 

durchschnittlich 15 in der Gesamtbe- 

völkerung. Inzwischen sei die Rate et­

was gesunken und habe sich im Jahre 

2002 mit 26,7 stabilisiert - wobei al­

lerdings damit zu rechnen sei, dass sie 

in dem „schwierigen Jahr 2003“ wie­

der etwas höher liege. Um die Risiko­

faktoren zu verringern und die älteren 

Menschen zu schützen, habe die Regie­

http://www.aarp.org/

